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Bürger - Konvents - Verhandlungen
am Freitage , den 20 . März 1829.

Antrag des Senats .
I. Budget für 1829.

<1^
er Senat hat die heutige Versammlung der Ehrliebenden Bürgerschaft veranstalr

rek , um zuvörderst Deren im letzten Convente vorbehaltene Erklärung über das dies¬
jährige Budget und die damit in Verbindung stehende Anträge entgegen zu nehmen ,
zu welcher Er Sie daher hierdurch auffordert.

II. Schuldentilgungs * Anstalt.
Sodann theilt der Senat die Ihm von der Deputation zur Verwaltung des

Schuldentilgungs - Fonds eingereichte Uebersicht der Operationen des letzteren bis zum
Schlüsse des vorigen Jahres in der Anlage hierbei mit.

in . Nachtwachen.
Da auch die Deputation wegen der Nachtwachen dem Senate einen Bericht

eingereicht hat , so theilt Er denselben der Ehrliebenden Bürgerschaft zu Ihrer Erklä¬
rung unter Vorbehalt der Seinigen in der Anlage L. mit.

iv . Kranken > Casie für fremde Gefellen und Dienstboten.
Ferner theilt der Senat einen Ihm von der Jnspection und Administration

des Krankenhauses eingereichten Bericht in Betreff einer Kranken - Casse für fremde
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Gesellen und Dienstboten der Ehrliebenden Bürgerschaft zu Ihrer Erklärung in der

Anlage L . hierbei mit , indem Er die Seinige darüber Sich vorbehält .

v . Aufrücken der Gerichts » Secretaire im Gehalte.
Der Senat findet Sich dieserhalb zu folgendem Antrag an die Ehrliebende

Bürgerschaft veranlaßt .

Die Jahrgehalte der vier Gerichts - Secretaire find bekanntlich durch Verein «

barung von Rath und Bürgerschaft dahin bestimmt , daß :

dem CriminalgerichtS - Secrerair . . . . . 1,20V Rthlr .

dem UntergerichtS - Secrerair . 1,300 —

dem 2ten ObergerichtS - Secretair . 1,400 —

und dem Isten Obergerichls - Secretair . . 1,500 —

angewiesen sind . Unstreitig ist dabei vorausgeseht worden , daß , nach einer in allen

ähnlichen Fällen vom Senat gern beobachteten billigen Rücksicht , ein allmähligeS Auf¬
rücken des mit dem geringsten Gehalt angestellten SecretairS in die mit den höheren

Posten verbundenen besseren Gehalte Statt finden werde . Die Erfahrung hat aber

gezeigt , daß oft die Versehung eines SecretairS in einen andern Kreis der gericht¬
lichen Wirksamkeit dem Amte schädlich seyn würde , da persönliche Eigenschaften
sehr verschiedener Art der Amtsführung der einen oder anderen Stelle ihren Werth

verleihen .

Die Beibehaltung eines SecretairS in seiner bisherigen Wirksamkeit kann daher
wünschenswerlh , ja nothwendig seyn , während grade die vorzüglicheren oder selteneren
Eigenschaften , die Liesen Wunsch begründen , und längere Dienstzeit eine Verbesserung
seines Gehaltes höchst billig erscheinen lassen . Der Senat würde zwar , um zu ver¬
meiden , daß ein solcher auf einen nach den GehaltS - Bestimmungen vielleicht als die '

unterste Stelle bezeichneten Posten angestellter und verbleibender Secretair sich andere
längst nach ihm Angestellte in der besseren Einnahme vorangehen lassen müsse , vor¬
übergehende Anordnungen in der Vertheilung der Geschäfte treffen können , wodurch
dies im Wesentlichen erreicht würde ; es hat Ihm indeß angemessener geschienen ,
diese Verhältnisse durch gemeinschaftliche Beliebung , ohne doch die Staatskasse zu
belasten , bleibend zu reguliren , indem Er bei der Ehrliebenden Bürgerschaft darauf
anträgt :

die angezogenen GehaltS - Bestimmungen für die vier Gerichts - Secretaire dahin
zu erklären :

daß ein Aufrücken derselben in eines der festgesetzten Gehalte auch ohne
Veränderung ihrer Anstellung Statt finden könne .

Und darf der Senat nicht zweifeln , daß die Ehrliebende Bürgerschaft dieser ,
eine billige Berücksichtigung des Dienstalters sowohl als der Amtsthätigkeit bezwecken-
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den , dem Sinn der ursprünglichen Vereinbarung daher völlig angemessenen näheren ,
Bestimmung beitrelen werden.

Zu den nunmehr von der Ehrliebenden Bürgerschaft vorzunehmenden Bera¬
thungen wünscht der Senat Ihr den segensreichen Beistand des Höchsten.

Erklärung der Bürgerschaft.
heule angesetzte Bürger - Convcnt veranlaß! Eine Löbliche Bürgerschaft Sich in

Folgendem zu erklären.

Zu I. :

Budget für das Jahr 1829. '
Eine Löbliche Bürgerschaft genehmigt solches vorgelegtermaaßen unter nachfol¬

genden Bemerkungen und Modifikationen .

Zu außerordentlichen Einnahmen,
Cap . 7 , ungewisse und zufällige ,

vermißt Sie die Aufführung des mmhmaaßlichen Ertrages des vormaligen Zollhauses
zur Burg , dessen Veräußerung bereits im vergangenen Jahre von Ihr , laut Erklä¬
rung vom 18. April , S . 169 , erwartet wurde , als erforderlich zur Deckung der
solchergestalt bewilligten , vorschußweise aus der General - Casse zu leistenden Zahlung
an Hannover, daher Sie den Antrag vorzunehmender Veräußerung dieses PareelS
hiermit wiederholt .

Seite 3 , Cap . 1 , No . 16 und 17 ,
mit der Stellung der beiden Posten resp . vor und in der Linie ist Sie einverstanden ,
ersucht aber den rückständig bleibenden Theil dieser Einkünfte im Budget des nächsten
Jahres wie bisher unter die Rubrik der Rückstände aufzunehmen , da jeder Jahrgang
sein eigenes Conto behalten muß und so die bisherige Ordnung einen Vorzug vor dem
am Rand als Bemerkung angeführten Vorschlag verdienen möchte .

Daselbst No . 20 , Stadtpost ,
wiederholt Eine Löbliche Bürgerschaft Ihre bereits im vergangenen Jahr gemachte
ErinnekM der unzureichenden , bloß allgemeinen Aufgabe im Special - Budget , wo¬
bei die Anzdig- .. daß der Ertrag der letzten Jahre jedesmal in runden Summen von
10,000 Rthlr. , dem desfallsigen Anschlag auch gleichgekommen, auffallen muß .

( 24 * ) Da
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Da nun die begehrte nähere Aufgabe , zufolge vorigjähriger SenatS - Erwiederung

vom 1« . Mai , S . 178 , von der Liquidation mit den correspondireuden Post - Anstalten

abhängig seyn soll . Eine Löbliche Bürgerschaft aber endlich klar in der Sache sehen

zu können verlangt , so wird wenigstens jeder Zeit mit dem Budget für das laufende

Jahr eine auseinander gesetzte Nachweisung der Rechnung desjenigen letzten Jahrgan¬

ges , worüber die Rechnung abgeschlossen worden , vorzulegen seyn ; Sie tragt daher

auf die Aufmachung und Vorlegung einer solchen Berechnung wegen des Jahres

1827 und 1828 im nächsten Eonvent an ; indem solche jetzt abgeschlossen , der damals

angeregte Anstand zu Vorlegung einer näheren Uebersicht nunmehr erledigt seyn wird .

Seite 4 , Cap . 2 , No . 2 , Grund - und Erbesteuer vom

Lande , ^

vermißt Sie die Beifügung eines Special - BudgetS , so im vergangenen Jahr erfolgt .

Seite 7 , Cap . 6 , No . 5 und 6 , Sporreln ,

findet sich der abseilen Einer Löblichen Bürgerschaft im vergangenen Jahr bei diesem

Capitel gemachte Antrag bei von Einem Hochweisen Rath dieserhalb am 16 . Mai ,

S . 178 , ertheilten Zusicherung zur Zeit nicht erfüllt , indem bloß ein Special - Budget

über die Einnahme des Criminal - Gerichts unter No . 11 K beigefügt , ein solches aber

von den erheblichen Einnahmen der übrigen Gerichte und Canzleien vermißt wird .

Die baldige Vorlegung einer auseinander gesetzten Berechnung der Einnahmen

sieht Sie um so ehender entgegen , als solche mit zu Vergleichung und Beurtheilung

der im Special - Budget No . 62 unter III und IV veranschlagten starken Ausgabe -

Posten zu damit zum Theil correspondirenden Einnahme - Posten gereichen wird .

Zu ordentlichen Ausgaben ,
Seite 8 , Cap . 1 , No . 4 , Gehalte ;

die von dem Senat gewünschten Gehalts - Erhöhungen betreffend :

1 . Des nunmehrigen Minister - Residenten Pauli in Co -

penhagen um 166 Rthlr .

genehmigt Sie .

2 . Wegen der Consumtions - Beamten Kührmann und

Behrens
wiederholt Sie im Allgemeinen , daß wenn ein Vorgänger im Amt eine Zulage oder

Gratifikation erhalten , dieses nicht für die Nachfolger im Dienst zu Folgerungen

führen solle , um gleiche Ansprüche bald nach ihrem Avancement zu machen , womit

Ein Hochweiser Rath am 11 . März 1825 einverstanden war ; in Berücksichtigung

angeführter Empfehlungsgründe , bewilligt Sie für jeden der beiden Benannten jährlich

10 « Rthlr . , als Gratifikation , jedoch nicht als eine bleibende mit dem Dienst ver¬

knüpfte Gehalts - Erhöhung .

3 . Wegen
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3 . Wegen des Bau - JnspectorS Stamm
genehmigt Sie dessen angetragene definitive Anstellung unter einer stehenden GehaltS -
Bestimmung von 1600 Rthlr. , ohne weitere Ansprüche auf Bureaux - oder sonstige
Kosten , wobei Derselbe zugleich die von der Steuer - und ReclamationS - Deputation
ihm etwa zu übertragende Geschäfte unentgeldlich mit zu übernehmen haben wird.

4. Hinsichtlich der Aufnahme des Gehalts eines Chaussee -
Einnehmers an der Borgfelder Chaussee mit 3 Quar¬
tale für dieses Jahr zu 165 Rthlr . berechnet,

findet Sie nichts zu erinnern .

Seite 9 , Cap. 3 , No . I , Bürgerwehr ,
den Nachtrag von 310 Rthlr. für 40 Stück anzuschaffender Mantel kann Sie , als
eine leicht zu weit führende Ausgabe , nicht genehmigen , da hoffentlich auch die Ge¬
legenheit zu dem angegebenen Gebrauch derselben selten eintreten werde .

Cap. 4 , besoldetes Militair ,
genehmigt Sie das dieserhalb Veranschlagte; Sie bezieht Sich aber zugleich auf Ihre
frühere Erklärung , der zwar bewilligten Organisirung , bei einleuchtender Noth¬
wendigkeit derselben , jedoch nicht auf unbestimmte Zeit nothwendig erachteten find bewil¬
ligten Dauer eines geworbenen MilitairS , indem Sie Sich in keinem Fall, zu einer
nähern Bestimmung der WehrpflichtigkeitS - Ordnung und Ausführung einer persönli¬
chen Verpflichtung der Staatsgenossen zum Waffendienst und Stellung zum Bundes -
Contingent, aus verpflichteten , statt geworbenen Waffenfähigen , die Hände gebunden
haben will , worüber bekanntlich der Bericht und die Beschlußnahme seit dem 17 . März
1826 rückständig geblieben ist , daher Sie Sich gegen jegliche ausdehnende Auslegung
Ihre Erklärung vom 13 . Oktober 1826 , nach wie vor verwahrt haben will.

Seite 10 , Cap . 7 , No . 1 , Hauptschule ;
statt des begehrten Zuschusses von . . . . . . . . . 8,080 Rt. >— Gr.
kann i§ l § sur jeht nur . . . . . . . . . . . . . . . 6,/65 - ' -
somit einschließlich für Renten . . . . . . . . . . . 1,118 - 20 -

bewilligen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 7,883 - 20 Gr.
indem sich über die unerledigte Differenz des zu Capital geschlagenen außerordentlichen
Weinkaufs von 1,315 Rthlr. vorab zu verständigen seyn wird , weshalb Sie Sich hier
auf eine deöfalls, auch über das seit dem 20 . Juni v. I . dieserhalb rückständig Ge¬
bliebene , besonders abzugebende Erklärung, bezieht.

Daselbst No . 3 , S e e fa h rts - S ch u l e ,
hält Sie den im Special - Budget mit 266 Rthlr. für Anschaffung eines BootS , um
das Rudern zu lernen , aufgeführten Posten für überflüßig und nicht dem Hauptzweck
angemessen , angehende Steuerleute und Schiffer zu bilden ; Sie kann daher solche
Ausgabe nicht genehmigen .

(25 ) Seite II ,



88 1829 . März 20 .

Seite 11 , Cap . 9 , No . 7 , Zuchthaus ;

die zu Anschaffung einer Maschine zum Mahlen oder Hobeln von Färbeholz mit

350 Rthlr . angeführte Ausgabe genehmigt Sie gern .

Seite 12 , Cap . 10 , Bau - und Unterhaltungskosten ,

bewilligt Sie zwar die veranschlagten Summen , erwartet aber , daß bei zweckmäßigen

Ersparungen und sorgsamer Aufsicht ein Bedeutendes weniger , als wie veranschlagt ,

zu verausgaben seyn werde .

Zu Cap . 12 , B n rea uk osten , No . 12 , Anfertigung der

Steuerrollen ;

in Bezug der zu den Gehalten wegen definitiver Anstellung des Bau - JnspectorS

Stamm beigefügten Bemerkung wird der letzte Posten des Special - Budgets No . 69

hoffentlich einer Ermäßigung unterliegen .

Außerordentliche Ausgaben ,
Seite 16 , Cap . 2 , No . 4 , Anlage des B r e m e r h a v e n S ,

bewilligt Sie die im Special - Budget No . 96 veranschlagten Ausgaben , namentlich

auch die als neu vorkommenden Posten :

No . 1 , zu Ankauf des Terrains annoch erforderlich . . . 1,100 Rthlr .

No . 3 § . für 2 Schlenzen . . . 1,200 —

— k . Befestigung des PfahlhöftS . . 2,700 —

— ! . der großen Prahm fähre . 3,500 —

— L . Auffahrt nach dem Deich . . . 2,600 —

Eine Löbliche Bürgerschaft empfiehlt den verwaltenden Behörden auf das drin¬

gendste , zweckmäßige Ersparungen , da wo es angehen kann , und eine sorgsame Ober¬

aufsicht auf eine gehörige dem beabsichtigten Zweck angemessene Verwendung des ,
soweit es nothwendig , Bewilligten eintreten zu lassen.

Ob übrigens bei demnächst etwa nothwendig werdenden Nachbewilligungen , für
überall nicht oder nicht in benöthigter Größe aufgeführte Posten , oder wegen sich erge¬
bender bedeutender Ausfälle außerordentliche Mittel , und welche , zu Deckung des

erst näher auszumittelnden Deficits eintreten müssen , darüber seht Eine Löbliche Bür¬

gerschaft für jetzt die Erklärung aus , indem vorab gegen Ablauf des 3ten Quartals
die Berichte der einzelnen Administrationen und die darnach sich ergebenden Resultate

entgegen zu nehmen seyn werden .

Eine Löbliche Bürgerschaft erinnert bei dieser Gelegenheit zugleich

a . an den Bericht wegen Anlegung einer Heuwaage in der Neustadt , zu¬

folge Ihres desfalls im verflossenen Jahr gemachten Antrags ;
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b . desgleichen wegen Verbesserung der Stadtstraßen , an den desfalls seit
dem 22 . November 1822 rückständigen, zuleht am 14 . April 182k,
Seite 67 , beförderten Bericht der Finanz - Deputation.

Zu II . :

Schuldentilgungs > Anstalt,
dankt Sie für die von der Verwaltung gegebene, so vollständig auseinandergesetzte
Uebersicht.

Zu III . :
^

Nachtwachen ,
dankt Sie für die Mittheilung des Berichts der gemeinschaftlichen Deputation , setzt
aber Ihre Erklärung darüber für heute aus.

Zu IV . :

Krankenkasse für fremde Gesellen und Dienstboten,
nicht minder dankt Sie für die Mittheilung des BerichlS der Jnspeclion und Admi¬

nistration des Krankenhauses ; auf das vollkommenste einverstanden mit der Zweck¬
mäßigkeit desselben , ersucht Sie Einen Hochweisen Rath die angeregte Aufnahme wie

angetragen , nach vorab dem Rath - und Bürgerschluß angemessen zu erlassenden Ver¬

ordnung verfügen lassen zu wollen , wobei Sie Sich Seiner Zeit die nähere Er¬

klärung vorbehält .

Zu V . :

Aufrücken der Gerichts » Secretaire im Gehalte ,
pflichtet Eine Löbliche Bürgerschaft dem Antrage bei , und schließt Ihren Vertrag für

heute mit den besten Wünschen für das fernere Wohl unsers Freistaats.

Schluß - Antwort des Senats.
^ n Erwiederung auf die heutige Erklärung der Ehrliebenden Bürgerschaft genehmigt
der Senat

zu I. das Budget für 182N auch Seinerseits , soweit als die Ehr»

liebende Bürgerschaft Sich damit einverstanden erklärt hat , und wird Sich
(25 * ) über



90 1829. März 20.

über die Bemerkungen und Anträge Derselben bei einer anderen Veranlassung
äußern.

Zu IV . — Kranken - Casse für fremde Gesellen und Dienstbo¬
ten — giebt der Senat zu dem Antrage der Jnspection und Administration des
Krankenhauses nunmehr Seine Zustimmung und wird dieserhalb das Erforderliche
verfügen.

Indem Er zu V. — Aufrücken der Gerichts - Secretaire im Ge¬
halte — durch die heutige Erklärung der Ehrliebenden Bürgerschaft diesen Gegen¬
stand erledigt findet , entläßt Er Dieselbe mit den aufrichtigsten Wünschen für die stets
ungetrübte Wohlfahrt unseres Gemeinwesens.

Anlage
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Anlage L . , zu dem Antrage des Senars .

Deputations - Bericht
die

Verwaltung der Nachtwachen § Anstalt betreffend .

^ » - er Deputation , welche den gegenwärtigen Bericht zu erstatten die Ehre hak , wurde
im Convent vom 13 . Oktober 1826 zwar im Allgemeinen aufgetragen :

zu berathen und zu berichten , wie den bisherigen Mangeln der Nacht¬

wachen - Anstalt möge abgeholfen werden und Vorschlage zu Verbesserun¬

gen , besonders über die Art der Verwaltung zu machen .

Mein aus der Erklärung der Bürgerschaft im Convent vom 14 . April 1826 ,
an welche der Antrag zur Niederseßung dieser Deputation geknüpft worden , ist als

eigentlicher Zweck ersichtlich :

einen noch in Verhandlung stehenden Gegenstand , worüber sich Senat

und Bürgerschaft seit mehreren Jahren nicht vereinigen können , näher

zu beleuchten , und dadurch eine Vereinigung zu einem gemeinschaftlichen

Beschluß hervorzubringen ;
und hat daher die Deputation diesen Zweck vorzugsweise inS Auge zu fassen sich ver¬

pflichtet gehalten .

Der erwähnte Gegenstand betraf nämlich bloß die Organisation der Ver¬

waltung der Nachtwachen - Anstalt , und hält sie dafür , daß , wenn ihre

Vorschläge zu einem gemeinschaftlichen Beschluß führen sollten , die weiteren Verbesse¬

rungen der Anstalt sich theils daran knüpfen lassen , theils von selbst daraus hervor¬

gehen werden .

Vor der Französischen Zeit war das Nachtwächterwesen keine allgemeine

Sraatsanstalt , sondern in einigen Theilen der Stadt sorgten die Bürger - Compagnien ,
so weit der Bezirk einer jeden gieng , für eine besondere Nachtwache ; in andern

machte sich eine Anzahl von Nachbaren privatim zusammen , um ihre Häuser durch

eigene Wächter bewachen zu lassen . An ein Ineinandergreifen dieser verschiedenen

Privateinrichmngen war gar nicht zu denken und die daraus hervorgehende Gewähr¬

für nächtliche Sicherheit und Ruhe war allerdings höchst unvollkommen .

In der Französischen Zeit organisirte der Maire mit Beirath des Municipal -

raths ein allgemeines Nachtwächterwesen für Alt - , Neu - und Vorstadt , in der Art

wie solches noch besteht , wieß die dafür erforderlichen Kosten auf die Commüne - Casse
an und beauftragte einige Mitglieder des Municipalraths mit der erforderlichen beson¬
dern Aufsicht .

( 27 ) Nach
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Nach Herstellung unserer Verfassung hatte im Dränge vielfältiger Geschäfte

dieser Gegenstand nicht gleich besonders ins Auge gefaßt werden können und der

nämliche Ausschuß des Munrcipatraths , der zufällig aus einem Mitgliede des SenatS

pnd drei Bürgern bestand , setzte seine Funktionen unverändert fort , so wie sich die

gleichzeitig in eine General - Casse verwandelnde Commune - Casse auf gleiche Weise die

Kosten herzugeben fortfuhr , wobei man bis jetzt acguiescirt hat . Eine förmliche De¬

putation hat also dafür bis zum gegenwärtigen Augenblick nicht existirt.

Als aber nach Verlauf einer Reihe von Jahren einige Mitglieder jenes Aus¬

schusses abgingen , glaubte die Bürgerschaft ihn durch zwei im Convem erwählte Bür¬

ger ergänzen zu müssen.

Indessen der Senat fand bei der Bestätigung derselben Bedenken , weil es

Ihm nicht angemessen schien , die Zahl der bestehenden Deputationen durch Bestellung

einer ganz neuen zu vermehren , während es in den Constitulions - Verhandlungen für

eine wesentliche Verbesserung unserer Verfassung geachtet worden , deren Zahl möglichst

zu beschränken . Er schlug daher vor , diese Verwaltung an die provisorische Finanz -

Deputatton zu verweisen , welche analoge Institute , nämlich die Gassenreinigung und

Erleuchtung , ebenfalls zur allgemeinen Zufriedenheit verwaltete .

Die Bürgerschaft meinte dagegen , es sey wünschenSwerth , daß eine so theuere

und nützliche Anstalt unter die Obhut einer zahlreichern Deputation gestellt werde ,

und trug deshalb darauf an , daß mindestens provisorisch und bis das DeputationS -

Wesen feiner Zeit regulirt werden könne , die von Ihr vergrößerte Deputation beste¬

hen möge.

Der Senat blieb aber bei der Ansicht , daß es unpassend sey , von der pro¬

visorisch angenommenen Maxime abzuweichen , die ihrer Natur nach zusammenhängen¬
den Verwaltungen in der jetzigen Finanz - Deputation zu centralisiren und nicht durch

neu zu bestellende Deputationen der künftigen Einrichtung vorzugreifen , und daß es

vollends unzulässig erscheinen müsse, allgemeine , den Constitutions - Verhandlungen

wesentlich angehörende Fragen noch außerdem in einem einzelnen Falle zum Gegen¬

stand besonderer Verhandlungen zu machen . Die Verweisung dieser Verwaltung an

die Finanz - Deputation hielt Er für den besten Ausweg , die konstitutionelle Differenz
der Ansichten hier ganz zu beseitigen , indem Er sonst dabei bleiben müsse , daß aus

Gründen , die zugleich in der historischen Begründung unserer Verfassung und in all¬

gemeinen staatSwissenschaftlichen Grundsätzen ihre Rechtfertigung fänden , das Ernen¬

nungsrecht Ihm gebühre und Er davon bei allen den Deputationen , bei welchem die

Wahl der Bürgerschaft nicht hergebracht sey , nicht abgehen könne , bevor darüber

nicht eine Einigung in den Constitutions - Verhandlungen Statt gefunden habe .

Die Bürgerschaft gab in ihrer Erwiederung zu , daß es sich hier um ein
neues Etablissement handle , folgerte aber daraus , daß es für selbiges an einer ver¬

fassungsmäßigen Vereinbarung fehle , wie eö mit der Verwaltung gehalten werden
solle. Für die Nachtwachen - Anstalt sey es aber durchaus nützlich , wie bei der

Lösch - Anstalt , eine zahlreichere Deputation zu bestellen , als aus der Mitte der Fi ,

nanz »
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aianz - Deputation dazu gewählt werden könne , weil die Anstellung einer/st ) großen
Anzahl von Wächtern , die Beachtung ihres Lebenswandels und ihrer - Dienstpflicht
u . s. w . die Aufmerksamkeit und Thätigkeit der Deputation unausgesetzt in Anspruch
nehmen müsse , wobei die Vertheilung der Aufsicht über die verschiedenen Theile der
Alt - , Neu - und Vorstadt mehr wie bei irgend einer andern Anstalt in unserm Staatz

angemessen erscheine , um den wichtigen Zweck derselben ganz erfüllt zu sehen.

Sie trug zu dem Ende aus Niederseßung der gegenwärtigen Deputation an .

Der Senat wiederholte in Seiner Antwort nochmals , wie Et es schädlich halte ,
durch Erschaffung einer isolirten Behörde von den in den VerfassungS - Verhandlungen
vorgeschlagenen Grundsätzen abzugehen und damit denselben durch eine abweichende
Einrichtung in den Weg zu treten . Er könne auch nicht beistimmen , daß allgemeine
konstitutionelle Grundsätze in einem einzelnen Falle in abgesonderte Verhandlung gezo¬
gen werden sollten .

Er gebe also zu der angetragenen gemeinschaftlichen Deputation nur in der

Hoffnung seine Zustimmung , daß durch die Berathung derselben Maaßregeln würden

aufgefunden werden , wodurch ohne den allgemeinen VerfassungS - Grundsätzen Eintrag
v zu thun , dem Institut der Nachtwachen alle die Nützlichkeit gewähret werde , welche

v/e Bürgerschaft davon erwarte .

X Die Deputation hat es nöthig achten müssen , die abweichenden Ansichten von

Rath Wd Bürgerschaft in der Kürze wieder ins Gedächtniß zu rufen , um dadurch

zu dem CesichtSpunct zu führen , von welchem aus sie ihren Versuch die Aufgabe zu
lösen , betrachtet zu sehen wünscht .

Man sieht nämlich , wie auf der Einen Seite die Bürgerschaft es für die

Sache besser hält , wenn einer eigenen zahlreichen Deputation , deren Mitglieder aus
den verschiedenen Theilen der Stadt genommen sind , die specielle Aufsicht auf das

Nachtwächterwesen übertragen werde , und die Deputirten dazu ernennen will ; — und
wie auf der andern Seite der Senat diese Gründe nicht für erheblich genug ansieht ,

zu der Erschaffung einer neuen abgesonderten Behörde seine Zustimmung zu geben ,
weil es dem in den VerfassungS - Verhandlungen anerkannten CentralifationS - Prinzip

entgegen sey , und wenigstens das nach Seiner Ansicht Ihm gebührende ErnennungSrecht
der Deputirten so lange nicht aufgeben will , als bis bei jenen Verhandlungen eine

feste Vereinigung über das gesummte Deputationswesen Statt gefunden hat »

Von einer Ausgleichung dieser gerade gegen einander überstehenden Ansichten

mußte die Deputation abstehen , und es war daher nöthig auf einen Mittelweg Bedacht

zu nehmen , wodurch der von der Bürgerschaft hervorgehobene Zweck einer besondern

Deputation erreicht und zugleich vermieden werde könne , den Grundsätzen , worüber
in den VerfassungS - Verhandlungen noch keine Vereinigung Statt gefunden hat ,

^wesentlichen Eintrag zu thun .

Hiervon ist sie bei den folgenden Betrachtungen und Vorschlägen ausgegangen .

Es läßt sich nämlich nicht verkennen , daß hier zwei ganz verschiedene Puncte
sich als getrennt denken lassen . Die eigentliche Verwaltung , d. h. die Verwendung

( 27 * ) der



93 1829 . März 20 ,

der im Budget für die Nachtwachen ausgesetzten Fonds zu dem angegebenen Zweck ,
als die Ablohnnng des Personals , die Unterhaltung der Wachthäuser und des Mate¬

rials u. s. w. , ist ein einfaches Geschäft , das durchaus keiner Deputation von vielen

Mitgliedern bedarf , und deshalb ganz wohl von der Finanz - Deputation aus durch

einige Sub - Deputirte wahrgenommen werden könnte.

Dagegen die Fürsorge , daß die Nachtwache durch tüchtige Subjecte wahrge¬
nommen werde, die strengere Beachtung ihrer Dienstpflicht , kurz die Controls und

specielle Aufsicht auf die gute Ordnung ist ganz anderer Art , und wenn sie auch an

sich und wesentlich zu dem Ressort der allgemeinen Polizei - Behörde zu rechnen ist, zu
deren Attribution auch die Sorge für die nächtliche Ruhe und Sicherheit unstreitig

gehört, so dürfte dieselbe ungleich besser dazu im Stande seyn , wenn sie durch eine

Anzahl von Bürgern in den verschiedenen Theilen der Stadt dabei unterstützt wird .

Dieser letztere unverkennbar nützliche Zweck scheint aber durch die Niedersetzung
einer gewöhnlichen im Convent erwählten Deputation durchaus nicht mit der Vollstän¬

digkeit erreicht werden zu können , die doch bisher das hauptsächliche Augenmerk der

Bürgerschaft gewesen ist.

Vielmehr scheint es bei weitem angemessener , wenn man von einer solchen
Deputation abstrahirt und statt dessen in jedem Distrikte der Stadt eine Anzahl zu
diesem Geschäft vorzüglich tüchtige Bürger besonders beauftragt wird , bei dieser spe¬
ziellen Beachtung und Controls des Nachtwachenwesens mitzuwirken .

Es giebt jetzt fünf Nachtwachen - Bezirke , nämlich 2 in der Altstadt , einen
in der Neustadt und 2 in den Vorstädten . Jeder Bezirk ist wieder in eine Zahl
kleiner Distrikte abgetheilet»

Wenn also in jedem jener größer» Bezirke drei Bürger für den angeführten
Zweck ausersehen, und dann jedem derselben wiederum bestimmte Distrikte des Be¬
zirks zu nächster Beaufsichtigung zugetheilet würden , so dürfte damit auf das aus¬
reichendste und zweckmäßigste der erwartete Nutzen erreicht werden können .

Sämmtlich also angestellte Bürger würden sich dann zur Wahrnehmung der
allgemeinen Geschäfte, Auswahl der Wächter , Berathung und Ausführung der zu
treffenden Verbesserungen und alles dessen, was zu einem tüchtigen Ineinandergreifen
der ganzen Anstalt und Aufrechthaltung guter Ordnung gehört , mit den ihnen zu¬
geordneten Commissarien des Senats vereinigen , so daß sich in bestimmten etwa vier¬
teljährig oder erforderlichen Falls öfter zu hallenden Zusammenkünften diese Gegen¬
stände gemeinschaftlich wahrnehmen ließen.

Obgleich , wie schon gesagt ist , die einfache Verwaltung der Fonds sich hievon
recht gut sondern ließe , weil sie damit nichts zu schaffen hat , so könnte doch dieselbe,
um eine Zerspanung des Geschäfts zu vermeiden, der solchergestalt organisirken Depu¬
tation mit aufgetragen werden, falls diese es dann durch einen kleineren Ausschuß
besorgen ließe , welches gleich festzusetzen sich um so mehr empfehlen würde , als bis
jetzt die Bürger der Vorstadt an der eigentlichen Verwaltung der Fonds der Staars-
Casse nicht Theil gehabt haben.

Es
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Es geht hieraus aber schon von selbst hervor , daß eine Wahl solcher Bürger
aus den verschiedenen Distrikten nicht füglich ini Convente geschehen kann,' wo den
Wählern die vollkommene Kunde der besonders dazu verregneten Individuen in dem
erforderlichen Maaße nicht beiwohnen kann , zumalen dieselbe nicht immer gerade aus
der Zahl der convetttSfähigen Bürger gewählt zu werden brauchten und namentlich die
im Convent versammelte Bürgerschaft doch auf keinen Fall Einwohner der Vorstadt mit
einem öffentlichen Geschäfte zu beauftragen befugt seyn würde.

Es scheint vielmehr der Natnr der Sache gemäßer zu seyn , wenn diese De,
Marion sich auf gleiche Weise selbst ergänzte , wie eö schon bei vielen andern Depu¬
tationen geschieht und gewiß zu der allgemeinsten Zufriedenheit gereicht hat , nämlich ,
daß von ihr für ein abgehendes Mitglied vier Bürger aus dem nämlichen Bezirke,
worin die Vacanz ist , mittelst eines Sterns dem Senat proponirt werden , aus
welchen Dieser Einen ernennt .

Die Deputation schmeichelt sich , daß dieser Vorschlag um so mehr den Bei¬
fall ihrer Commiktenten erhalten wird , als dadurch der bisherige constitutionelle Streit

ganz auf sich beruhen bleibt, und er sich zugleich aus der innern Natur und Beschaf¬
fenheit der neuen Anordnung rechtfertigt , eben deshalb aber auch nicht einmal zur
Conseqnenz gezogen werden kann.

Es käme somit nur auf die erste Bestellung dieser Deputation an , welche aus

gleichen Rücksichten und um jede Contestation über Verfassungöfragen zu beseitigen ,
am einfachsten auf die nachfolgende Weise geschehen dürfte .

Denn um dieses noch vorher zu bemerken , wollte die Bürgerschaft das erste¬
mal alle 15 Deputiere erwählen , so würde Sie Sich nicht nur die Befugniß zuschreiben,
auch VorstadlSbürger zu Deputationen zu berufen , sondern es würde zugleich der bis¬

herigen bestimmten Erklärung des Senats entgegen und daher zu besorgen seyn, daß Er

Sich aus den angegebenen Gründen der Bestätigung derselben entlegte , daher auch die

berichtende Deputation sich zu einem solchen Vorschlage nicht hat vereinigen können .

Unzuträglich und sehr weitläufig und lästig würde es dagegen seyn , wenn die

Bürgerschaft das erstemal die vierfache Zahl , somit 60 Personen vorschlagen wollte,
aus denen der Senat den vierten Theil erwählte .

Die Deputation giebt daher anheim :

s . daß die Bürgerschaft dieses erstemal drei Bürger der Alt- und Neustadt ,
nämlich aus jedem Distrikte Einen erwähle :

d . daß dagegen der Senat zwei Bürger aus den beiden vorstadtischen Di¬

strikten diesen zuordne , und

c. daß diese fünf Bürger für jeden Bezirk einen Stern mit der vierfachen

Zahl der noch für einen jeden derselben zu wählenden zwei Deputieren

dem Senate , um daraus zu wählen , einreiche.

Zugleich würde der Senat zu ersuchen seyn , einige Herren aus

Seiner Mitte beizufügen .
( 28) Sollte
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Sollte auf diese Weise die Organisation dieser neuen Deputation zu Stande
kommen , so würde dieselbe nach dem Dafürhalten der fehl berichtenden Deputation
ungleich geschickter seyn , die ettvamgen Verbesserungen der Anstalt zu überlegen , und
so weit sich solche nicht schon auf dem einfache » Wege ihrer eigenen Administration
bewirken lassen , darüber ihre Vorschlage an den Senat und die Bürgerschaft - ringen
können , weil sie aus genauer Kunde der Localitat und des innern Getriebes der
Anstalt das Angemessene und Ausführbare weit eher zu beurtheilen im Stande ist>
als die gegenwärtige Deputation , welche daher bitten möchte , sie davon zu diöpensiren
und die Berathung von etwa erforderlichen Verbesserungen an die neue Deputation
zu verweisen .

Nur so viel den von der Bürgerschaft im Convent vom 14 . April 1826
( Seite 66 ) besonders hervorgehobene Punct , die Nachtwache am Buntenthorssteinweg
betrifft , so muß sie bemerken , daß diese um deswillen noch immer mit dem städtischen
Nachkwächterwesen in Verbindung gewesen ist und die Kosten aus der General - Casse
mit bcstrittcn sind , weil eben die jetzige Anstalt so fortgedauert hat , wie sie in Fran¬
zösischer Zeit organisirt worden ist , damals aber der Buntenthorssteinweg zur Stadt
gerechnet wurde. Es scheint aber nicht im mindesten zweifelhaft, daß dieses fortan auf¬
hören müsse , weil jener Gebietscheil überall nicht mehr zu der Stadt gezählt werden
kann , sondern einen Theil einer Landgemeinde ausmacht , welche , wie es im ganzen
übrigen Gebiete der Fall ist , für die Erhaltung der nächtlichen Ruhe und Sicherheit
unter der Oberaufsicht ihrer obrigkeitlichen Behörde selbst sorgen muß . Daß dieses
künftig geschehen möge , ist auch um so unerläßlicher, als eine Mitaufnahme des
BuntenthorssteinwegS in die vorgeschlagene neue Organisation durchaus nicht paßt ,
weil er von der Neustadt aus nicht beaufsichtigt werden kann , und man doch nicht
etwa einen eigenen Bezirk daraus bilden und aus demselben auch Deputirte in die
neue Administration aufnehmen könnte, daher er als ein damit unverträgliches kors
ä 'osuvr« davon ganz abgewennt werden muß.

Um aber den Eingesessenen der Gemeinde , zu welcher der Steinweg gehört ,
Zeit zu lassen , unter Anleitung des Landherrn eine für sich bestehende Einrichtung zu
treffen , giebt die Depmarion anheim , noch in diesem Jahre die schon im Budget
vorgeschlagenen Kosten dafür zu bewilligen und die gänzliche Trennung und Verwei¬
sung der Sache an die dortige Commüne erst mit dem Jahre 1830 eintreten zu lassen.

Anlage 6.
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Anlage 6 . , zu dem Antrage des Senats .

Bericht
der

Jnspection und Administration des Krankenhauses , die Errichtung
einer Kranken , Casse für fremde Gesellen und

Dienstboten betreffend.
^ , > -- « MM»

^ uf den Antrag der Deputation zur Revision und Verbesserung des Armen - Insti¬
tuts , in ihrem im Bürger- Convente vom 28. November 1828 vorgelegten Haupt-

Berichte wurde durch den Rath - und Bürgerschluß vom 39. Januar und 27. Februar
1829 die Jnspection und Administration des Krankenhauses ersucht, zu überlegen :

ob man nicht zur Verpflegung erkrankender fremder Gesellen und Dienst¬
boten ( einschließlich der aus dem hiesigen Gebiet gebürtigen ) eine Kranken -

Casse durch bestimmte mäßige Beiträge hier in Diensten stehender Aus¬
länder errichten und mit der Verwaltung des Krankenhauses verbinden wolle ;
mit der geschlichen Anordnung , daß jede Brodherrschaft, welche Ausländer
in Dienst nähme , ohne dafür zu sorgen, daß sie sich bei der Kranken - Casse
interessiern, bei etwanigen Krankheitsfällen der in ihren Diensten gestandenen
Personen selbst für deren Verpflegungund Heilung Sorge zu tragen hätten und

dafür die Hülfe des Armen - Instituts nicht in Anspruch zu nehmen sey .

Die Jnspection und Administration des Krankenhauses ist nun sehr gern erbö-

tig , zu der Errichtung einer solchen Kranken - Casse — welche schon früher Gegenstand

ihrer Berathungen gewesen — mitzuwirken und deren Verwaltung zu übernehmen .

Sie hält jedoch dafür , daß wenn auch eine Kranken - Casse für Dienstboten
und Gesellen überhaupt , als freiwillige Anstalt , zu Stande zu bringen seyn möchte ,
dieses doch nur als WohlchätigkeitS - Anstalt , unterstützt durch milde Beiträge , würde

geschehen , und ein solches Institut , aus einem kleinen Anfange erwachsend, nur all-

mählig , so wie das Zutrauen zu derselben auf Erfahrung begründet zunähme , zu

einiger Bedeutung gelangen könne. Soll sie aber den Zweck haben und erreichen,
das Armen - Institut von Anfang an wesentlich zu unterstützen und ihm einen Theil

seiner Ausgaben für die Krankenpflege abzunehmen , so würde die Theilnahme an der¬

selben nicht der Willkühr der fremden Dienstboten zu überlassen und das Motiv des

Beitritts nur in künftige unangenehme Erfahrungen der Brodherrschaften zu legen seyn .

Denn weder diese noch die Dienstboten werden , der Mehrzahl nach , geneigt seyn , der

Kranken - Casse gleich anfangs beizutreten und sich zu bestimmten , wenn auch geringen

Beiträgen zu verpflichten. Die Dienstboten sind größtentheils junge rüstige Leute , die

im Gefühl der Gesundheit und Kraft wenig an den möglichen doch seltenen Fall
der Krankheit denken ; die Herrschaften aber , von welchen die große Menge zu den

mittlern und niedern Ständen gehört , dürsten sich mit der Hoffnung beruhigen , daß

( 29) ein
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ein solcher Fall bei ihren Hausgenossen nicht eintreten werde, oder wenn es doch ge¬
schähe , sie sich auf andere Weise würden helfen oder durch wirkliches oder vorgeschütz¬
tes Unvermögen von der Bezahlung für die Pflege ihrer kranken Dienstboten losmachen
können . Dazu kommt denn noch , selbst bei wohldenkenden und vermögenden Herr¬
schaften und Dienstboten , die gewöhnliche Saumseligkeit , womit solche dem freien
Willen dargebotene, wenn auch anerkannt nützliche Anstalten aufgenommen werden ;
die Erklärung des Beitritts wird von Tag zu Tag aufgeschoben , und wenn die Sache
alt geworden ist , ganz vergessen.

Aus diesen Gründen ist die Jnspection und Administration der Meinung, Laß,
wenn die Kranken - Casse mit Kraft und Wirksamkeit ins Leben treten soll , es als
StaatS - Anstalt und in Verpflichtungen gegründet geschehen müsse. Sie hält dafür,
daß den fremden Dienstboten und Gesellen gewisse bestimmte , doch sehr geringe Bei¬
träge , wenn es irgend möglich ist , im Verhältnisse zu ihrem Erwerbe , auferlegt werden
müssen , damit sie weder drückend für die dienende Classe werden, noch die Herrschaften
und Meister zur Erhöhung des Lohns nöthigen ; — daß es aber den Hiesigen freigestellt
bleiben müsse, ob sie an der Kranken - Casse Theil nehmen wollen oder nicht .

Um aber zu einer sichern Grundlage der Schätzung solcher Beiträge zu gelangen
und darnach Vorschläge zu deren Festsetzung abmessen zu können , würde eine specielle
Aufnahme der Zahl der fremden Dienstboten und des Lohns, den sie erhalten , so wie
der Zahl der fremden Gesellen und ihrer schon bestehenden Leistungen zum Behuf der
Krankenpflege erforderlich seyn. Eine solche Aufnahme würde leicht und zweckmäßig
auf dieselbe Weise wie bei der Regulirung der Beiträge zu der Gassenreinigung und
Erleuchtung geschehen, nämlich mittelst gedruckter Zettel mit Fragen , die durch die Dienst¬
herrschaften und Meister zu beantworten wären . Die Kosten der Aufnahme dürften
wohl nur in dem Falle , wenn die Errichtung der Kranken - Casse auf die vorgeschla¬
gene Weise unausführbar befunden werden sollte , von der General - Casse zu überneh¬
men seyn ; wenn hingegen, wie es doch am wahrscheinlichsten ist , die Sache zu Stande
kommt , würden sie von den künftigen Beiträgen zu bestreiken und einstweilen von der
Verwaltung des Krankenhauses vorzuschießen seyn.

Hiernach richtet die Jnspection und Administration ihren Antrag vorläufig nur
dahin , daß der Senat ersucht werde, die Aufnahme der Zahl und des Lohnö der
Dienstboten , so wie der Zahl , des Erwerbs und der bereits bestehenden Krankenladen
der Gesellen , durch eine angemessene Verordnung öffentlich bekannt zu machen . —
Nach Beendigung der Aufnahme wird die Jnspection und Administration sich beeilen ,
das Ergebniß derselben und ihre darauf zu gründenden weiteren Vorschläge vorzulegen.

Sie bezeugt bei dieser Veranlassung dem Senat und der Ehrliebenden Bür¬
gerschaft ihre Ehrerbietung und Ergebenheit , und dankt für das ihr bewiesene Ver¬
trauen , welches zu rechtfertigen sie sich angelegentlich bestreben wird .
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